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sind, werden von der Deutschen Post über diesen Haus­
briefkasten bzw. dieses Fach ausgehändigt Das gilt auch 
für solche gerichtlichen Dokumente, für die gemäß § 37 
Abs. 1 ZPO die Zustellung vorgesehen ist und die deshalb 
als Briefe mit der postalischen Zusatzleistung „Zustel­
lungsurkunde“ befördert werden (vgl. §§ 35, 42 Abs. 4,
3. Stabstrich der Postordnung vom 21. November 1974 
[GBl. I 1975 Nr. 13 S. 236]).

Der Ehegatte, der die Postsendung aus dem Hausbrief­
kasten bzw. aus dem Fach nimmt, übergibt die Sendung 
seinem Ehepartner bzw. setzt diesen vom Inhalt in Kennt­
nis, soweit die Mitteilungen für beide Ehegatten bestimmt 
sind. Die Verpflichtung der Ehepartner zu einer solchen 
Handlungsweise ergibt sich aus ihrer Befugnis zur gegen­
seitigen Vertretung (§ 11 FGB) und dem in der Ehe gelten­
den Grundsatz, alle Angelegenheiten des gemeinsamen 
Lebens im beiderseitigen Einverständnis zu regeln (§ 9 
Abs. 1 FGB).

Aus diesen Gründen ist es zulässig, an Ehegatten, die 
einen gemeinsamen Wohnsitz haben und die beide Kläger 
bzw. Verklagte eines Rechtsstreits sind, nur e i n Exem­
plar der Klageschrift, der Klageerwiderung, der Ladungen 
und anderer gerichtlicher Dokumente in e i n e r  Post­
sendung zu übermitteln, die allerdings an beide Ehegatten 
zu adressieren ist. Dabei muß aber z. B. klar ersichtlich 
sein, ob die persönliche Teilnahme beider oder nur eines 
Ehegatten an einer Verhandlung erforderlich bzw. ange­
ordnet ist

Einer solchen rationellen Praxis stehen keine Rechts­
vorschriften entgegen. Auch wird dadurch nicht das Recht 
jedes Ehegatten beeinträchtigt, darüber zu entscheiden, ob 
er seine Rechte im Verfahren selbst wahrnehmen oder 
sich vom anderen Ehegatten bzw. von einem anderen 
Prozeßbevolimächtigten vertreten lassen will.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß 
sich die Befugnis der Ehegatten zur gegenseitigen gesetz­
lichen Vertretung (§ 11 FGB) nicht auf die Führung von 
Prozessen erstreckt (so auch „Frage und Antwort“ in NJ 
1982, Heft 3, S. 123).

Wird nur ein Ehegatte durch einen Prozeßbevollmäch­
tigten (z. B. durch einen Rechtsanwalt) vertreten, dann 
sind alle gerichtlichen Dokumente an diesen Prozeßbevoll­
mächtigten und an den anderen Ehegatten zuzustellen 
bzw. zu übersenden (vgl. dazu auch § 37 Abs. 2 Satz 1 
ZPO).

Ist die persönliche Teilnahme eines oder beider Ehe­
gatten an der Verhandlung erforderlich oder angeordnet 
und ist ein Prozeßbevollmächtigter bestellt, so ist auch 
diesem eine Ladung zuzustellen. Auf der den Ehegatten 
zuzustellenden Ladung ist zu vermerken, wer von ihnen 
an der Verhandlung persönlich teilzunehmen hat (§ 37 
Abs. 2 Satz 2 ZPO).

Stehen sich jedoch — wie z. B. im Eheverfahren — die 
Ehegatten als Kläger und Verklagter gegenüber, dann sind 
die gerichtlichen Dokumente j e d e m  Ehepartner in 
g e t r e n n t e n  Postsendungen zu übermitteln. Wohnen 
in einem solchen Fall die Ehegatten noch in einer Woh­
nung, sind ihnen die Prozeßdokumente als Briefe mit der 
postalischen Zusatzleistung „Eigenhändige Aushändigung“ 
(§ 34 Postordnung) zuzustellen bzw. zu übersenden.

Welche Funktion hat die Ersatzvornahme, und wann kann 
sie angewendet werden?

Die Ersatzvomahme ist ein verwaltungsrechtliches 
Zwangsmittel. Sie besteht darin, daß eine bestimmte Maß­
nahme, zu der ein Bürger, ein Kombinat, ein Betrieb, eine 
Genossenschaft oder eine Einrichtung verpflichtet wird, 
im Auftrag des zuständigen staatlichen Organs von einem 
Betrieb oder einer Einrichtung bzw. vom staatlichen Organ 
selbst auf Kosten des Verpflichteten durchgeführt wird. 
Sie ist nur zulässig, wenn sie in einer speziellen Rechts­

vorschrift als Mittel zur Durchsetzung von Rechtsvor­
schriften oder Auflagen vorgesehen ist Aus den Rechts­
vorschriften ergeben sich zwei Möglichkeiten der Anwen­
dung der Ersatzvornahme:

1. Sie kann auf der Grundlage einer Rechtsvorschrift 
als Mittel zur Durchsetzung bestimmter staatlicher Einzel­
entscheidungen (z. B. Auflagen) erfolgen. In diesem Sinne 
ist sie z. B. in § 22 Abs. 3 der VO über die öffentlichen 
Straßen — StraßenVO — vom 22. August 1974 (GBl. I 
Nr. 57 S. 515) i. 'd. F. der VO zur Gewährleistung von Ord­
nung und Sicherheit in der Umgebung von Verkehrs­
anlagen vom 12. Dezember 1978 (GBl. I 1979 Nr. 2 S. 9) 
geregelt Danach kann der Rat der Stadt bzw. Gemeinde 
eine Auflage, die er in Durchsetzung der Stadt- bzw. Ge­
meindeordnung einem Betrieb oder Bürger zur Beseitigung 
einer über das Verkehrs übliche Maß hinausgehenden Ver­
unreinigung oder Beschädigung öffentlicher Straßen, Wege 
und Plätze durch Bauschutt, herabfallendes Transportgut, 
Gerümpel, durch Lagerung von Baustoffen oder anderen 
Gegenständen erteilt hat, in der Weise durchsetzen, daß 
er die erforderlichen Maßnahmen auf Kosten des Beauf­
lagten durchführen läßt, wenn dieser die Auflage nicht 
oder nicht ordnungsgemäß erf üllt.

2. Die Ersatzvomahme ist in einigen Rechtsvorschriften 
in der Weise geregelt, daß sie auch ohne vorherige Einzel­
entscheidung (Auflage) erfolgen kann. Nach § 22 Abs. 4 
StraßenVO können die örtlichen Räte z. B. auch ohne 
vorherige Beauflagung eine Ersatzvomahme durchführen 
lassen. Voraussetzung dafür ist, daß es die Sicherheit er­
fordert und ein unverzügliches Handeln notwendig ist 
Die zum Handeln verpflichtete Person muß außerdem zur 
kurzfristigen Herstellung des ordnungsgemäßen Zustandes 
nicht in der Lage sein oder nicht herangezogen werden 
können. So können z. B. Verunreinigungen von Straßen 
durch Fahrzeuge beim Transport von Baumaterialien oder 
infolge Ölverlustes unverzüglich auf Kosten des Ver- 
ursachers beseitigt werden, ohne ihn vorher mit einer Auf­
lage dazu zu verpflichten. Die Ersatzvornahme erfolgt ohne 
Rücksicht auf ein Verschulden des Verursachers der Ver­
unreinigung.

Sofern die Ersatzvornahme mit der Durchsetzung einer 
Auflage verbunden ist, wird sie in der Auflage angedroht. 
Wird der Auflage nicht entsprochen, kann die Ersatzvor­
nahme erfolgen. Sie wird — meist verbunden mit einem 
Kostenvoranschlag — dem Betroffenen mitgetedlt. Werden 
die angefallenen Kosten nicht freiwillig bezahlt, kann auf 
der Grundlage der VO über die Vollstreckung wegen 
Geldforderungen der Staatsorgane und staatlichen Ein­
richtungen vom 6. Dezember 1968 (GBl. II 1969 Nr. 6 S. 61) 
vollstreckt werden.

Ist die Ersatzvomahme auch als weitere Ordnungsstraf­
maßnahme i. S. des § 6 Abs. 1 Z i f f .  4 OWG anwendbar?

In § 6 Abs. 1 Ziff. 4 OWG heißt es „In den gesetzlichen 
Bestimmungen können als weitere Ordnungsstrafmaßnah­
men vorgesehen werden: . . . Aufforderung an den ver­
pflichteten Bürger, den verletzten Rechtszustand wieder 
herzustellen, und Durchführung von Maßnahmen auf seine 
Kosten (Ersatzvornahme), wenn er dieser Aufforderung 
nicht nachkommt“.

Die Ersatzvornahme muß also in diesem Fall in einer 
Rechtsvorschrift (Gesetz, Verordnung, Anordnung, Durch­
führungsbestimmung) ausdrücklich in den Ordnungsstraf­
bestimmungen als weitere Ordnungsstrafmaßnahme neben 
den Ordnungsstrafmaßnahmen gemäß § 5 OWG (Verweis 
und Ordnungsstrafe) vorgesehen sein.

Bisher ist das aber in einer Rechtsvorschrift noch nie 
geschehen. Folglich kann diese Ersatzvornahme (§ 6 Abs. 1 
Ziff. 4 OWG) gegenwärtig nicht als weitere Ordnungsstraf­
maßnahme angewendet werden. Sie kann nicht Inhalt 
einer Ordnungsstrafverfügung sein.


